année
politique
suisse

DOKUMENTATION - ANALYSE - DIFFUSION

Ausgewahlte Beitrage zur
Schweizer Politik

Suchabfrage 18.04.2024

Thema Keine Einschrankung

Schlagworte Tierschutz, Raumplanung

Akteure Leuthard, Doris (cvp/pdc) BR UVEK / CF DETEC
Prozesstypen Keine Einschrankung

Datum 01.01.1990 - 01.01.2020

ANNEE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWAHLTE BEITRAGE DER SCHWEIZER POLITIK 01.01.90 - 01.01.20



Impressum

Herausgeber

Année Politique Suisse
Institut fur Politikwissenschaft
Universitat Bern

Fabrikstrasse 8

CH-3012 Bern
www.anneepolitique.swiss

Beitrage von

Burgos, Elie
Gerber, Marléene
Salathe, Laura
Ziehli, Karel

Bevorzugte Zitierweise

Burgos, Elie; Gerber, Marlene; Salathe, Laura; Ziehli, Karel 2024. Ausgewdhlte Beitrdge
zur Schweizer Politik: Tierschutz, Raumplanung, 2009 - 2018. Bern: Année Politique
Suisse, Institut fur Politikwissenschaft, Universitat Bern. www.anneepolitique.swiss,

abgerufen am 18.04.2024.

ANNEE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWAHLTE BEITRAGE DER SCHWEIZER POLITIK

01.01.90 - 01.01.20


http://www.anneepolitique.swiss

Inhaltsverzeichnis

Allgemeine Chronik
Wirtschaft
Landwirtschaft
Forstwirtschaft
Jagd
Landwirt (Beruf)
Tierhaltung, -versuche und -schutz
Infrastruktur und Lebensraum
Raumplanung und Wohnungswesen
Raumplanung
Umweltschutz
Gewasserschutz

N N N NG GV VI RN

ANNEE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWAHLTE BEITRAGE DER SCHWEIZER POLITIK

01.01.90 - 01.01.20



Abkiirzungsverzeichnis

WTO Welthandelsorganisation

UREK-NR Kommission fur Umwelt, Raumplanung und Energie des Nationalrates

UREK-SR Kommission fur Umwelt, Raumplanung und Energie des Standerates

SUVA Schweizerische Unfallversicherungsanstalt

RPG Raumplanungsgesetz

NFA Neugestaltung des Finanzausgleichs und der Aufgabenteilung

RPG 2 Revision Raumplanungsgesetz - 2. Etappe

oMC Organisation mondiale du commerce

CEATE-CN  Commission de I'environnement, de I'aménagement du territoire et de
I'énergie du Conseil national

CEATE-CE  Commission de I'environnement, de I'aménagement du territoire et de
I'énergie du Conseil des Etats

SUVA Caisse nationale suisse d'assurance en cas d'accidents

LAT Loi sur I'aménagement du territoire

RPT Réforme de la péréquation et de la répartition des taches

LAT 2 Deuxieme étape de la révision de la loi sur I'aménagement du territoire

ANNEE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWAHLTE BEITRAGE DER SCHWEIZER POLITIK

01.01.90 - 01.01.20



BUNDESRATSGESCHAFT
DATUM: 16.09.2015
LAURA SALATHE

Allgemeine Chronik

Wirtschaft

Landwirtschaft
Forstwirtschaft

Im September diskutierte der Nationalrat tber die Anderung des Bundesgesetzes iiber
den Wald. Ahnlich wie im Standerat, war die Meinung, dass das alte Gesetz (iber den
Wald gut funktioniert habe aber nun reformiert werden musse, weit verbreitet.

Erster Diskussionspunkt war die vom Standerat angenommene Anderung beziiglich der
Sonderbewilligung von Rodungen fur den Bau von Erzeugungsanlagen von
erneuerbaren Energien sowie Energietransport und -verteilanlagen. Die Mehrheit der
Kommission forderte, den standeréatlichen Artikel durch einen Artikel zu ersetzten, der
weniger konkret formuliert war. Danach ware die Standortgebundenheit fur Werke dann
gegeben, wenn im Rahmen der Sachplanung des Bundes oder der kantonalen
Richtplanung ein bestimmtes Gebiet flr dieses Werk festgelegt wurde. So wirde also
der Erhalt einer Sonderbewilligung fur Rodungen allgemein flr ,Werke"®, die vom Kanton
oder dem Bund im Wald geplant werden, erleichtert. Eine Minderheit der Kommission
schlug vor, dem Vorschlag des Stéanderates zu folgen. Ihr Hauptkritikpunkt war, dass die
neue Formulierung der Mehrheit der Nationalratskommission sehr weit gefasst war und
nicht klar sei, welche Konsequenzen sie mit sich bringen wirde. So ware zum Beispiel
nicht klar abgegrenzt, welche Gebdude und Anlagen unter den Artikel fielen, da der
gewahlte Begriff der ,Werke" viel Raum fur Interpretation offenlasst. Die Mehrheit des
Nationalrats beschloss dann auch, der eindeutigeren Formulierung des Stéanderates zu
folgen und den Antrag der Minderheit ihrer Kommission anzunehmen.

Zu einer langeren Debatte fuhrte auch der vom Standerat gutgeheissene Vorschlag des
Bundesrates, das Waldgesetz mit einer neuen Bestimmung Uber die Arbeitssicherheit
von Waldarbeitern zu ergéanzen. Nach ihm sollen Personen, die fur Dritte im Wald
Holzarbeiten erledigen, nachweisen mussen, dass sie eine entsprechende offizielle
Ausbildung besucht haben. Als Hauptgrund wurde erlautert, dass die Suva in einer
neueren Studie zum Ergebnis gekommen war, dass der Beruf des Waldarbeiters der mit
Abstand gefahrlichste Beruf in der Schweiz ist. Mehr als doppelt so viele Menschen
starben bei einem tédlichen Arbeitsunfall bei Waldarbeiten als bei den zweitplatzierten
Risikoberufen. Der Artikel wurde dennoch von einer Mehrheit der Kommission
bekdmpft. Es wurde nicht bestritten, dass die Arbeitssicherheit im Wald von grosser
Bedeutung und erstrebenswert sei, doch wurde die Effektivitat des Mittels hinterfragt.
Oft seien es in der Landwirtschaft tatige Personen, welche die Holzarbeit im Wald
erledigen, und da diese meistens flr den eigenen Betrieb und nicht als Auftragnehmer
bzw. Auftragnehmerinnen arbeiteten, wére der Artikel flr sie nicht bindend. Auch
wirden weitere Regulierungen mehr Blrokratie mit sich bringen und Waldarbeiten
teurer machen. Die Streichung der Bestimmung wurde von den Fraktionen der SVP, FDP
sowie CVP/EVP unterstitzt und bei der Abstimmung von einer Mehrheit des
Nationalrats angenommen, was zur ersten Differenz zum Stéanderat flhrte.

Weiter entschied der Nationalrat im Abschnitt zur Holzférderung anders als der
Standerat. Im Unterschied zur kleinen Kammer hielt der Nationalrat in seinem Entwurf
fest, dass nicht nur der Grundstoff Holz generell geférdert werden solle, sondern dass
explizit Schweizer Holz beglnstigt werden soll. Ein vom Nationalrat hinzugeftgter
Artikel hielt zudem fest, dass auch beim Bau von offentlichen und o&ffentlich
subventionierten Bauten die Verwendung von Schweizer Holz geférdert werden soll.
Dass Bundesréatin Leuthard in der Diskussion mehrmals darauf hinwies, dass die
explizite Férderung von Schweizer Holz das Diskriminierungsverbot des WTO-Rechts
verletze, Uberzeugte nur eine Minderheit der Ratsmitglieder.

Die letzte grosse Differenz zum Standerat bestand darin, dass der Nationalrat festhielt,
dass der Bund fir den Bau und die Wiederinstandsetzung von Erschliessungsanlagen
(Strassen) Finanzhilfen gewahren kann, wenn diese fur die Bewirtschaftung des Waldes
forderlich sind. Bundesréatin Leuthard versuchte sich erfolglos gegen einen solchen
Artikel zur Wehr zu setzen, da in den NFA-Vereinbarung festgehalten wurde, dass fur
die Erschliessung des Waldes ausserhalb des Schutzwaldes die Kantone zustéandig seien.
100 aus allen Parteien stammende Nationalratsmitglieder stimmten fir die Annahme
des Passus, 71 dagegen und 4 Mitglieder enthielten sich.

In der Schlussabstimmung wurde der Entwurf einstimmig angenommen. !
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PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 13.12.2018
KAREL ZIEHLI

STANDESINITIATIVE
DATUM: 09.03.2016
LAURA SALATHE

Sur proposition de la CEATE-CE, les sénateurs et sénatrices décident de ne pas donner
suite a l'initiative parlementaire von Siebenthal, au profit de la motion 18.3715
formulée par la commission en charge. Les explications fournies par le rapporteur de
cette derniere, Werner Luginblhl (pbd, BE), semblent avoir été suffisamment
convaincantes. Tout en partageant les problemes soulevés par I'initiative parlementaire
sur la situation des acteurs économiques actifs dans I'industrie du bois, la commission
estime que celle-ci va trop loin dans sa proposition d'assouplissement de I'interdiction
du défrichement. Sa motion vise donc une modification de I'ordonnance afin de
permettre aux propriétaires forestiers ainsi qu'aux scieries de réaliser des dépots de
bois rond en forét. Doris Leuthard rappelait, avant le vote, que le Conseil fédéral
soutenait un changement dans I'ordonnance et non dans la loi. ?

Jagd

Im November 2014 beriet der Grosse Rat des Kantons Wallis Gber die Einreichung einer
Standesinitiative mit dem Titel ,Wolf. Fertig lustig!”, welche von drei Grossraten der
CVP, FDP und SVP lanciert worden war. Der Entschluss, die Standesinitiative
einzureichen, wurde nach sehr kurzer Beratung im Grossen Rat mit 89 zu 19 Stimmen
gefallt und erzeugte kaum mediales Echo.

Auf nationaler Ebene wurde die Standesinitiative zur Aufhebung des Wolfsschutzes im
Standerat zusammen mit der Motion Imoberdorf (14.3570) behandelt, da die
Forderungen der Vorstésse in eine sehr ahnliche Richtung zielten. Die Motion des
Walliser Standerates Imoberdorf forderte den Bundesrat auf, das Bundesgesetz tUber
die Jagd und den Schutz wildlebender Sdugetiere und Voégel (Jagdgesetz) so
anzupassen, dass es erlaubt wird, den Wolf ganzjahrig zu jagen. Der urspringliche
Motionar war zum Zeitpunkt der Debatte nicht mehr im Parlament vertreten, da er bei
den Wahlen 2015 nicht wieder angetreten war. Das Anliegen wurde aber von seinem
Nachfolger, Beat Rieder (cvp, VS), Gbernommen.

Der Inhalt der Walliser Standesinitiative umfasste ebenso einen Absatz, mittels dem der
Wolf als jagdbare Art eingestuft werden sollte. Der Begriff ,ganzjahrig” war aber nicht
Teil der Formulierung des Initiativtextes. Daflr beinhaltete die Initiative einen
Abschnitt, welcher den Bundesrat beauftragen sollte, die Berner Konvention, ein
internationales Ubereinkommen tber den Schutz von wildlebenden Pflanzen und
Tieren, zu kundigen. Ein moglicher Wiederbeitritt mit gelockertem Wolfsschutz solle
aber moglich bleiben und ware das Ziel von Verhandlungen mit den
Abkommenspartnern. Die Forderung, Verhandlungen um die Berner Konvention
aufzunehmen und zu ersuchen, dass fur die Schweiz der Wolfsschutz nicht mehr
bindend wére, war schon einmal Teil einer Motion (10.3264). Auch nach diesem
Anliegen, musste die Berner Konvention gekiindigt werden, so fern der Anderung nicht
stattgegeben wirde. Die Motion wurde 2010 von beiden Kammern angenommen,
woraufhin der Bundesrat eine Anpassung der Berner Konvention beantragte. Dieser
Wunsch von Seiten der Schweiz wurde damals aber abgelehnt. Die Berner Konvention
wurde aber, trotz gegenteiliger Forderung der angenommenen Motion, nicht gekiindigt.
In der Debatte um die aktuellen Vorstdsse beantragte die UREK-SR ihrem Rat, die
Motion Imoberdorf anzunehmen, daflir aber der Standesinitiative keine Folge zu geben,
um Doppelspurigkeiten zu vermeiden. UVEK-Vorsteherin Leuthard machte darauf
aufmerksam, dass der Bundesrat mit der Annahme der Motion Engler (cvp, GR) bereits
beauftragt worden sei, eine Anpassung des Jagdgesetzes vorzunehmen, welche zum
Zeitpunkt der Debatte gerade fur die Vernehmlassung ausgearbeitet wurde. Bei einer
Annahme der Motion Imoberdorf oder der Standesinitiative wirde dieser Prozess
gestoppt und das Ergebnis aus dem Nationalrat abgewartet werden, um Leerlaufe zu
vermeiden.

Nach ausflhrlicher und emotionaler Diskussion entschied der Stdnderat die Motion mit
26 zu 17 Stimmen ohne Enthaltungen abzulehnen und der Standesinitiative keine Folge
zu geben.?®
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MOTION
DATUM: 09.03.2017
LAURA SALATHE

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 25.09.2009
ELIE BURGOS

Landwirt (Beruf)

Hauchdlnn, mit nur einer Stimme Differenz, entschied der Nationalrat in der
Frihjahrssession 2017, die Motion ,Landwirtschaftliche Tierhalter miissen beim Stall
wohnen diirfen™ anzunehmen. Kommt der Standerat zum selben Entschluss, so wird
der Bundesrat beauftragt, dem Parlament eine Gesetzesanderung zu prasentieren, nach
welcher auf jedem landwirtschaftlichen Betrieb mit Tierhaltung zonenkonform ein
Wohnhaus gebaut werden darf, unabhangig von dessen Produktionsrichtung.

Neben Motionar Leo Mdller (cvp, LU) setzten sich verschiedene Vertreter der SVP und
CVP fur das Anliegen ein. Mit den bisherigen Bestimmungen war es in der Milchkuh-
und Zuchtschweinehaltung erlaubt, neben den Stéllen ein Wohnhaus zu bauen. Wer
aber nur Mutterkihe oder andere Tiere hielt, der hatte keine Moglichkeit von dieser
Ausnahmeregelung zu profitieren. Diese unterschiedliche Handhabung wurde vom
Motionar als nicht nachvollziehbar bezeichnet.

Umstritten war die Vorlage vor allem aus zwei Grunden: Einerseits war mit der
Zersiedelungsinitiative (17.063) gleichzeitig eine Initiative im Gange, welche unter
anderem den intensiveren Schutz von Kulturland forderte und somit genau in die
gegengesetzte Richtung zielte. Andererseits wurde von Bundesratin Leuthard
argumentiert, dass eine weitere Ausnahmeregelung zu Wohnbauten ausserhalb der
Bauzone nicht zielflhrend sei. Es sei sinnvoller, die Diskussion um Ausnahmen im
Rahmen der zweiten Etappe der Revision des Raumplanungsgesetzes (RPG 2) zu fihren,
welche flur den Herbst desselben Jahres geplant war. Schliesslich wurde die Motion mit
94 zu 93 Stimmen (3 Enthaltungen) angenommen. *

Tierhaltung, -versuche und -schutz

Les chambres ont traité de I'initiative populaire lancée par la Protection suisse des
animaux (PSA) et intitulée « Contre les mauvais traitements envers les animaux et pour
une meilleure protection juridique de ces derniers (initiative pour I'institution d’un
avocat de la protection des animaux) » au cours de I'année sous revue.

Au Conseil national, I'initiative a été soutenue par le groupe socialiste et le groupe des
Verts. L'un comme l'autre ont souligné certaines lacunes, ainsi que des divergences
entre les cantons concernant I'exécution de la loi sur la protection des animaux.
Regrettant en outre qu’aucun contre-projet indirect n“ait été élaboré, les Verts, ainsi
que quelques membres du groupe démocrate-chrétien, se sont prononcés en faveur
de l'initiative pour cette raison. Au nom du groupe bourgeois démocratique, Brigitta
Gadient (GR) a souligné que I'obligation d’instituer un avocat de la protection des
animaux constituerait une ingérence inutile dans la liberté d’organisation des cantons.
D’aprés elle, les nouveaux instruments juridiques du code de procédure pénale seront
suffisants et permettront de poursuivre efficacement les infractions de ce type. Un
certain nombre d’agriculteurs se sont également opposés a I'institution d'un avocat de
la protection des animaux, voyant la un manque de confiance a |'égard de leur
profession. Ils estimaient par ailleurs qu’un tel avocat serait impuissant face aux rares
cas de mauvais traitements envers les animaux qui sont commis dans des exploitations
agricoles. En charge du dossier, la conseillere fédérale Doris Leuthard a évoqué elle
aussi le nouveau code de procédure pénale, qui entrera en vigueur en 2011, soulignant
que celui-ci prévoyait en effet la possibilité pour les cantons d’instituer un défenseur
public des animaux. Elle a ajouté que la loi sur la protection des animaux obligeait déja
tous les cantons a instituer un service spécialisé dans la protection des animaux chargé
de garantir le respect des droits de I'animal. A 'opposé, Tiana Moser (Verts libéraux,
ZH), qui s’exprimait au nom d’une minorité de la commission, a proposé de
recommander au peuple d’accepter I'initiative, jugeant que I'institution d’un tel avocat
ne constituait pas un durcissement de la loi sur la protection des animaux : il
contribuerait plutdét a améliorer I’'exécution du droit en vigueur et pourrait veiller a la
prise de sanctions plus strictes en cas d’infractions. Soutenue presque uniquement par
les Verts et le PS, le plénum a rejeté I'initiative en question et décidé de recommander
au peuple d’en faire autant.

Au Conseil des Etats, le rapporteur de la commission, Hermann Birgi (udc, TG), a
proposé le rejet de l'initiative. Seule voix divergente de la commission, la socialiste
Anita Fetz (BS) a soutenu I'initiative en question, estimant que, malgré le renforcement
des sanctions pénales en cas d’infraction a la loi sur la protection des animaux,
|"application de cette derniere était encore loin d'étre effective, de nombreux cas de
mauvais traitements ne faisant I'objet d’aucune condamnation, car les autorités n‘ont
pas le temps de prendre les mesures qui s'imposent. Rare partisan de I'initiative au sein
de son groupe, le démocrate du centre This Jenny (GL) a repris ces arguments et
déploré que les cantons ne fassent malheureusement pas usage de leur droit a instituer
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BUNDESRATSGESCHAFT
DATUM: 08.01.2013
MARLENE GERBER

un avocat des animaux. Choqué par certains mauvais traitements infligés aux animaux, il
a ajouté que le fait qu'autant de propriétaires d’animaux s’opposent avec autant de
véhémence a cette initiative était précisément le signe qu’'un réel probléme existe.
Malgré ces arguments, le plénum a adhéré a la décision du Conseil national. En vote
final, le Conseil national a confirmé sa décision par 130 voix contre 50 et le Conseil des
Etats par 30 voix contre 6.°

Infrastruktur und Lebensraum

Raumplanung und Wohnungswesen
Raumplanung

Zwei Monate vor Abstimmungstermin eréffnete Umweltministerin Leuthard (cvp) die
Kampagne zur Abstimmung zum revidierten Raumplanungsgesetz (RPG). Die
Teilrevision gelangte zur Abstimmung, da der Schweizerische Gewerbeverband (SGV) im
Vorjahr das Referendum zu den beschlossenen Anpassungen ergriffen hatte. Von Seiten
des Bundesrates hérte man zum Kampagnenauftakt ein klares Pladoyer der
Umweltministerin zur Unterstltzung des revidierten Raumplanungsgesetzes. Aufgrund
der engen Platzverhéltnisse sei es dringend nétig, haushéalterischer mit der Ressource
Boden umzugehen. Sollte die Teilversion des RPG abgelehnt werden, wirde Pro Natura
an ihrer Landschaftsinitiative festhalten. Vor den Folgen bei Annahme dieses
Volksbegehrens warnte die Bundesratin eingehend: Ein 20-jéhriges Moratorium fur
Bauzonen wirde jegliche Entwicklung behindern und dartber hinaus diejenigen
Kantone bestrafen, welche bis anhin haushéalterisch mit dem Boden umgegangen seien.
Drei Tage spater lancierten die Gegner der RPG-Teilrevision mit einem Uberparteilichen
Komitee, das sich aus Wirtschaftsverbédnden und Vertretern der CVP, FDP und SVP
zusammensetzte, die Referendumskampagne. Zu den umstrittensten Anderungen des
als indirekten Gegenvorschlag zur Landschaftsinitiative beschlossenen
Raumplanungsgesetzes zahlte ein Verbot der Baulandhortung, nach welchem der
Umfang der Bauzonen den voraussichtlichen kantonalen Baulandbedarf der néchsten 15
Jahre nicht Uberschreiten darf. Die Ruckzonungspflicht von Uberdimensionierten
Bauzonen sowie die Moglichkeit zur Bauverpflichtung und die Einflhrung einer
obligatorischen Mehrwertabgabe erachtete das Referendumskomitee als zu weit
gehend. Man anerkenne einen gewissen Handlungsbedarf in der Raumplanung,
akzeptiere die im Laufe der parlamentarischen Beratungen von linker Seite
eingebrachten Forderungen jedoch nicht, da diese sogar Uber die in der
Landschaftsinitiative enthaltenen Anspriche hinaus gehen wdirden, liess der
Schweizerische Gewerbeverband (SGV) zu Beginn der Kampagne verlauten. Die Vorlage
wirke sich insbesondere auf den Kanton Wallis negativ aus, wo ein Grossteil der
Bevolkerung Boden besitze, sowie auf kleinere und mittlere Unternehmen, die
strategische Baulandreserven verlieren wurden. Daridber hinaus wirden Mieterinnen
und Mieter unter den Anpassungen leiden, da die Baulandverknappung und die
Mehrwertabgabe die Bodenpreise in die Héhe schnellen lassen wirden. Vertreter des
Mieterverbandes taten dieses Argument jedoch als irrefihrend ab: Man habe die
Auswirkungen auf Seiten der Mieter eingehend studiert und vertrete einhellig die
Meinung, dass mit den Anpassungen das verdichtete Bauen geférdert werde, was aus
Mietersicht positiv sei. Unterstitzt wurde dieses Argument von der UVEK-Vorsteherin,
welche verklindete, dass die Preise auf dem Wohnungsmarkt aufgrund der
Wohnraumverdichtung sogar sinken kdénnten. Darlber hinaus regte sich an der
Medienkonferenz des gegnerischen Komitees Widerstand von Seiten des Bundesamtes
fur Raumentwicklung (ARE): Die Gegner der Revision wiirden mit Quellenverweis auf das
ARE mit veralteten und zum Teil manipulierten Zahlen operieren und den Umfang der
noétigen Rickzonungen weit dramatischer darstellen, als dies tatsachlich der Fall sei.
Uber diese unerwiinschte Stérung der eigenen Pressekonferenz entsetzten sich die
Gegner der Abstimmungsvorlage in einem Brief an die zustédndige Bundesréatin. Der
Sprecher des ARE rechtfertigte die spontane Reaktion eines Mitarbeiters damit, dass
man lediglich den Eindruck habe verhindern wollen, es handle sich bei den
prasentierten Zahlen um offizielle Angaben des Bundesamtes. Laut Angaben des SGV
hatten bei Inkrafttreten der Revision dreizehn Kantone bedeutende Rickzonungen zu
befurchten. Im UVEK hingegen erwartete man solche aufgrund des anhaltenden
Bevolkerungswachstums nur fur vier bis sechs Kantone. Trotz dieser Unklarheiten
bezlglich der Auswirkungen formierten sich in 24 Kantonen kantonale
Unterstitzungskomitees zum revidierten RPG, darunter auch je ein Komitee aus dem
Ober- und Unterwallis sowie ein Komitee aus dem tourismusstarken Blndnerland.
Angefuhrt wurde letzteres unter anderem von Nationalratin Silva Semadeni (sp, GR),

ANNEE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWAHLTE BEITRAGE DER SCHWEIZER POLITIK 01.01.90 - 01.01.20



Mittrégerin der Landschaftsinitiative. Der Kanton Graubinden hatte mit Inkrafttreten
der Revision nichts zu beflirchten, da er mit den vor 10 Jahren unternommenen
Anderungen des kantonalen Richtplans die bundesrechtlichen Neuerungen bereits
grosstenteils umgesetzt habe, liess das kantonale Komitee verlauten. Ausserst kritisch
stand der Kanton Wallis der Vorlage zur Revision des Raumplanungsgesetzes gegenuber.
Mit Ausnahme der Grinen empfahlen im Tourismuskanton alle Kantonalparteien die
Nein-Parole. Die Grinen begrindeten ihr Ja mit dem Argument, man bleibe den
Prinzipien des Natur- und Landschaftsschutzes treu, und kritisierten gleichzeitig das
Nein der Walliser SP als opportunistisch: die Sozialdemokraten wurden beflirchten, mit
einer Zustimmung zum revidierten RPG ihren Erfolg bei den anstehenden kantonalen
Parlamentswahlen zu gefdhrden (vgl. dazu auch Teil I, e (Wahlen in kantonale
Parlamente)). Auch der Staatsrat kritisierte die RPG-Revision an seiner
Medienkonferenz aufs Scharfste. Das revidierte Gesetz sei auf den Bergkanton mit
seiner speziellen Wohn- und Grundeigentumsstruktur schlichtweg nicht anwendbar.
Insbesondere die Umsetzung der Rilckzonungspflicht wirde aufgrund unpraziser
Ausgestaltung im RPG zu erheblicher Rechtsunsicherheit fuhren. DarUber hinaus sei die
Ruckzonungspflicht das falsche Mittel zur Bekampfung der Zersiedelung, liess Staatsrat
Jean-Michel Cina (VS, cvp) verlauten. Er erzirnte sich ebenfalls Uber die
Kompetenzverlagerung an den Bund, da sie zu wenig Raum fir regionale
Besonderheiten lasse. Trotz seiner positiven Stellungnahme im
Vernehmlassungsverfahren dusserte auch der Waadtlander Regierungsrat im Verlaufe
der Kampagne mit einem Brief an den Bundesrat Bedenken zur Ausgereiftheit der
neuen Bestimmungen. Bundesrétin Leuthard (cvp) antwortete persénlich auf die Fragen
und Forderungen des Waadtlandes. In ihrer schriftlichen Rickmeldung entkraftete sie
die Beflirchtungen, dass mit Inkrafttreten der Ubergangsbestimmungen grosse urbane
Projekte im Kanton blockiert wirden, wie die Waadtldnder Regierung in ihrem
Schreiben vermutet hatte. Neben dem SGV beschlossen FDP und SVP sowie gewichtige
Wirtschaftsverbdnde wie der Hauseigentimerverband (HEV) und Economiesuisse die
Nein-Parole zur Revision. Die Ja-Parole zum revidierten Gesetz gaben neben dem
Mieterverband auch der Bauernverband (SBV), der Schweizerische Ingenieur- und
Architektenverein (SIA), diverse Heimatschutz- und Umweltorganisationen und der
Tourismusverband (STV) heraus. Die Konferenz der Kantonsregierungen (KdK)
beférderte mit Ausnahme des Kantons Wallis ein einhelliges Ja. Von den Parteien
empfahlen die Griunen, SP, CVP, BDP, GLP und EVP das revidierte RPG zur Annahme.
Hochst umstritten war die Parolenfassung bei der CVP Schweiz. Der Parteivorstand
beantragte mit Stichentscheid des Présidenten Christophe Darbellay seinen
Delegierten, die Revision wegen ihrer Auswirkungen auf den Kanton Wallis abzulehnen.
Zur Befurwortung der Revision mahnte eindringlich die eigene Bundesratin und UVEK-
Vorsteherin, deren Empfehlung die Parteimehrheit an der Delegiertenversammlung
schlussendlich mit 170 zu 89 Stimmen folgte. Gegen die Revision stimmten eine
geschlossene Walliser CVP-Sektion mit Unterstitzung von Genfer und Tessiner
Parteikollegen. Ein  Antrag auf Stimmfreigabe scheiterte mit beinahe
Zweidrittelmehrheit. Im Gegensatz dazu beschloss die Junge CVP an ihrer
Delegiertenversammlung, die RPG-Revision nicht zu unterstitzen. Wie auch bei der
FDP wichen eine Vielzahl von kantonalen CVP-Sektionen vom Beschluss ihrer
Mutterpartei ab. Im Gegensatz zur eigenen Partei unterstitzten dariber hinaus die FDP
Frauen die Teilrevision (zu den parteiinternen Diskussionen vgl. Teil llla). Neben dem im
Dezember des Vorjahres von links-griner Seite initiierten nationalen Pro-Komitee
bildete sich im Laufe der Kampagne auf eidgendssischer Ebene noch ein weiteres,
blrgerliches Komitee zur Unterstitzung der Revision mit National- und Standeraten der
BDP, CVP, FDP, GLP und SVP sowie weiteren burgerlichen Kantonalpolitikern. Das
Ergreifen des Referendums durch den SGV stiess bei diesen Vertretern auf
Unverstandnis. Zum einen beschuldigten sie den SGV, im Hinblick auf die nur bedingt
zurlickgezogene Landschaftsinitiative, die ein zwanzigjahriges Bauzonenmoratorium
fordert, mit dem Feuer zu spielen. Zum anderen sahen sie in der geplanten Verdichtung
der Stadt- und Dorfkerne auch eindeutige Vorteile fir die KMU. Die Zersiedelung
beglinstige den Bau von grossen Einkaufzentren am Stadtrand, wobei das Kleingewerbe
als grosser Verlierer dastehen wirde. Die Intensitat der Kampagne ausserte sich auch in
einer Vielzahl von Zeitungsinseraten. Insgesamt verzeichnete die Analyse der Année
Politique Suisse wahrend den letzten acht Wochen vor der Abstimmung 1261 Inserate in
Uber 50 untersuchten Tages- und Wochenzeitungen. Dies entsprach tber 60% aller
gesammelten Inserate zu den drei im Marz zur Abstimmung gelangten Vorlagen. Die
Gegner- und Beflrworterschaft zeigten sich auf dem Inseratemarkt zur RPG-Revision
ahnlich prasent. ¢
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Das Abstimmungsergebnis vom 3. Mérz fiel mit 62,9% Ja-Stimmen bei einer
Stimmbeteiligung von 46,5% klar zu Gunsten der RPG-Revision aus. Einzig der Kanton
Wallis stand mit einer &dusserst tiefen Zustimmungsrate von 19,6% geschlossen und
deutlich flr ein Nein ein. Gegen die Vorlage stellten sich darlber hinaus mit Gros-de-
Vaud und Aigle zwei Bezirke im Kanton Waadt, das nérdliche Tessin, das Obersimmental
im Kanton Bern und die Bernina-Region im Blndnerland. Alle anderen Bezirke sprachen
sich mehrheitlich fir die Revision aus. Auch die Kantone Jura (62,8%), Neuenburg
(67,7%) und Schaffhausen (63,2%), welche mit Annahme des Gesetzes ebenfalls mit
Auszonungen rechnen mussen (siehe unten), stimmten mit relativ deutlichem Mehr fur
das revidierte Gesetz. Deutliche Zustimmungswerte Uber 70% fanden sich grosstenteils
im stark zersiedelten Mittelland und in den Bezirken rund um die deutschsprachigen
urbanen Zentren. Die klarste Beflrwortung fand sich in den Bezirken Solothurn und
Zirich-Stadt mit einem Ja-Anteil von 80,3%, resp. 80,1%. Das Abstimmungsergebnis sei
ein ,Meilenstein in der Siedlungsentwicklung®, interpretierte Bundesratin Leuthard
(cvp) das Resultat. Von Seiten des Referendumskomitees liess man verlauten, man
fordere nun eine massvolle Umsetzung des RPGs, welche regionalen Gegebenheiten
Rechnung trage. Trotz der Abstimmungsniederlage wertete die SVP das deutliche
Bekenntnis gegen die fortschreitende Zersiedelung als positives Zeichen - und zwar fur
die eigene Masseneinwanderungsinitiative. Der Landschaftsschutz liege der
Bevolkerung offensichtlich am Herzen, liess SVP-Prasident Brunner verlauten. In der
Abstimmungskampagne zur Volksinitiative werde man daher bewusst auf diese
Thematik setzen, um auch 0Okologisch sensibilisierte Stimmbdurgerinnen und
Stimmbiirger anzusprechen. Ahnliche Schliisse zogen auch die Urheber der Ecopop-
Initiative. Gleich nach dem Volksentscheid plédierte die Walliser Regierung auf eine
friheste Inkraftsetzung des revidierten RPG per 1.1.2015. Dartber hinaus verlangte der
Kanton ein Treffen mit dem Gesamtbundesrat sowie den Einbezug bei der Umsetzung
der neuen Gesetzesbestimmungen.

Abstimmung vom 3. Mérz 2013

Beteiligung: 46,5%
Ja: 1476 942 (62,9%)
Nein: 871514 (37,1%)

Parolen:

- Ja: SP(1*), CVP(6%), GPS, BDP, GLP, EVP, FDP Frauen; MV, Travail.Suisse, SBV, SIA, STV,
WWE.

- Nein: SVP(3*), FDP(8*), JCVP; Economiesuisse, HEV, SGV.

* In Klammer Anzahl abweichender Kantonalsektionen’

Mit Stichentscheid des Nationalratsprasidenten Ruedi Lustenberger (cvp, LU) nahm die
grosse Kammer als Erstrat eine Motion Mdller-Altermatt (cvp, SO) zur Schaffung eines
nationalen Kompetenzzentrums Boden an. In seinem Anliegen verwies der Motionar
auf den Umstand, dass von Seiten der Kantone kaum flachendeckende digitale
Bodendaten vorliegen wirden. Eine zentrale Stelle soll nicht nur Bodendaten verwalten,
sondern daruber hinaus verbindliche Standards zur Datenerhebung und Interpretation
definieren, damit an Bedeutung gewinnende Querschnittsaufgaben, beispielsweise im
Bereich Raumplanung, Ernédhrungssicherheit, Klimawandel und Hochwasserschutz, mit
den notwendigen Bodeninformationen angegangen werden koénnen. Bundesratin
Leuthard zeigte Verstandnis fur das Anliegen, lehnte es jedoch wegen hohem
Ressourcenaufwand ab und erachtete es angesichts bereits bestehender Instrumente,
namentlich der Arealstatistik sowie der nationalen Bodenbeobachtung (Nabo), als nicht
vordringlich. In diesem Zusammenhang verwies sie insbesondere auf die seit 2012
bestehende nationale Bodendatenbank (Nabodat) zur Aufarbeitung und Harmonisierung
von Bodeninformationen, welche nach Projektabschluss entsprechende Daten zu einem
Drittel der landwirtschaftlich genutzten Bdden in der Schweiz enthalten soll. Den
bundesratlichen Antrag stutzten die Fraktionen der SVP und FDP, eine Mehrheit der
BDP-Fraktion sowie einzelne Vertreter der CVP/EVP-Fraktion. ®
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Das Gros der Parlamentarierinnen und Parlamentarier im Standerat folgte in der
Frihjahrssession 2018 der Empfehlung des Bundesrates und beschloss mit 34 zu 2
Stimmen bei 9 Enthaltungen als Erstrat, der Stimmbdlrgerschaft die
Zersiedelungsinitiative ohne Gegenvorschlag zur Ablehnung zu empfehlen. Die
Initiative vermochte auch die SP-Standeratinnen und Stadnderate nicht vollends zu
Uberzeugen, welche grinen Anliegen in der Regel positiv gegenlberstehen. Wie Pascale
Bruderer (sp, AG) in ihrem Votum zur Begriindung ihrer Enthaltung ausflhrte, hege sie
zwar Sympathien fur das Anliegen, halte aber nicht ganz alle Aspekte fur
unterstitzungswurdig. So erachte auch sie die Forderung nach Einfrieren der Bauzonen
als zu wenig differenziert und zu kompliziert in der Umsetzung. Ferner habe sie
einsehen mussen, dass der aktuelle Zeitpunkt nicht glinstig sei fur die Erarbeitung eines
Gegenentwurfs, wobei sie sich auf die noch nicht abgeschlossene Uberarbeitung der
kantonalen Richtplane aufgrund der Annahme der ersten RPG-Teilrevision und auf die
geplanten Massnahmen im Rahmen der zweiten Etappe zur Revision des RPG bezog. An
letztem Punkt setzte Bundesratin Leuthard an: Die Umsetzung der Revisionsvorhaben
musse zuerst abgewartet werden. Zwar verfiige man noch nicht Gber quantifizierbare
Zahlen - solche sollten erstmals im Jahr 2022 mit der Bauzonenstatistik vorliegen -,
aber jungste Entwicklungen liessen bereits darauf schliessen, dass der bisher
eingeschlagene Weg in Richtung einer nachhaltigen Siedlungsentwicklung nach innen
gehe.

Auf blrgerlicher Seite betrachtete man das Anliegen trotz gewisser Sympathien im
Hinblick auf die laufenden Bestrebungen als unndétig und ferner als zu starr und gar
kontraproduktiv: Die Initiative nehme auf unterschiedliche kantonale und regionale
Verhéltnisse keine Rucksicht und schranke den Spielraum der Kantone weiter ein.
Darlber hinaus benachteilige sie Kantone und Gemeinden, die in der Vergangenheit
haushélterisch  mit ihren Ressourcen umgegangen seien und keine grossen
Baulandreserven gehortet hatten.

Auf der Seite der Griinen setzte sich Robert Cramer (gp, GE) vergebens daflr ein, dass
die Initiative ihre eigenstandige Bedeutung habe und sich diese nicht durch Verweis auf
die etappierten RPG-Revisionen aushebeln liesse. Dabei verwies er auf eine in der
Initiative enthaltene Forderung zur Verscharfung der Bestimmungen betreffend das
Bauen ausserhalb der Bauzonen. Dieses Thema sei in der ersten RPG-Teilrevision nicht
behandelt worden und es sei zum gegebenen Zeitpunkt nicht klar, wie restriktiv die
revidierten Bestimmungen im Rahmen der 2. RPG-Teilrevision ausfallen werden.
Darlber hinaus sei der Kulturlandschutz und die Fruchtfolgeflachen von der 2. Revision
abgekoppelt worden. Die Initiative behandle also durchaus noch nicht abgedeckte
Punkte. ?

Umweltschutz
Gewasserschutz

Fabio Regazzi (cvp, Tl), der seine Interessen als passionierter Fischer gleich zu Beginn
der parlamentarischen Beratung seiner Motion darlegte, storte sich am Umstand, dass
die Kantone gemass einer 2014 erfolgten Anderung der Verordnung zum Bundesgesetz
Uber die Fischerei (VBGF) nicht Giber die Zulassung von Widerhaken in Fliessgewassern
bestimmen dirfen. Im Gegensatz dazu haben die Kantone die Kompetenz, Wiederhaken
in gewissen Seen und Stauhaltungen zu erlauben. Ferner trage die Regelung dem
Foderalismus auch insofern nicht Rechnung, als die Morphologie der Gewésser in den
Kantonen sehr unterschiedlich sei. Nicht zuletzt verschwinde dadurch gerade im Tessin
auch eine jahrhundertealte Tradition des Angelns mit toten Kédern. Der Nationalrat aus
dem Stdkanton wusste mit diesem Anliegen auch den Tessiner Anglerverband und den
Staatsrat hinter sich.

Bundesratin Leuthard hingegen konnte auf die Unterstitzung des Schweizerischen
Fischereiverbandes zéhlen und stellte sich dezidiert gegen das Anliegen. Ihr sei nicht
bekannt, dass Fische im Tessin anders, resp. weniger, leiden als Fische in
Fliessgewassern anderer Kantone. Sie verteidigte die bestehende Regelung im Namen
des Tierschutzes - entgegen der Ansicht des Motionars, der bereits in seiner
Begrindung argumentiert hatte, dass das Fischen mit Widerhaken kleinere Fische gar
schutze. Eine fast geschlossen stimmende SVP sowie die Grossmehrheiten der CVP-
und FDP-Fraktionen verhalfen der Motion zum Sieg in der grossen Kammer: Mit 98 zu
83 Stimmen bei 5 Enthaltungen nahm der Nationalrat das Anliegen in der Herbstsession
2016 an, womit dieses zur Beratung an den Zweitrat und dessen Kommission
weitergereicht wurde. ™
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